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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

 
1. GG, ZPO: Materielle Subsidiarität der Rechtsbeschwerde 

Beschluss vom 02.06.2026, Az: VI ZB 14/25  

2. InsO: Ende der Rechtsstellung des Treuhänders 
Beschluss vom 21.05.2026, Az: IX ZB 45/25  

3. BGB: Feststellung Mietwucher bei fehlenden Vergleichsobjekten 
Beschluss vom 13.05.2026, Az: XII ZR 74/24  

 

Urteile und Beschlüsse:

 
1. GG, ZPO: Materielle Subsidiarität der Rechtsbeschwerde 

Beschluss vom 02.06.2026, Az: VI ZB 14/25 
Eine auf die Verletzung des Grundrechts auf Gewährung wirkungsvollen Rechtsschut-
zes gestützte Rechtsbeschwerde ist unzulässig, wenn es der Beschwerdeführer im Rah-
men des vorinstanzlichen Rechtsmittels versäumt hat, eine Korrektur der geltend ge-
machten Grundrechtsverletzung zu erwirken oder eine Grundrechtsverletzung zu ver-
hindern (materielle Subsidiarität). 
 

  

2. InsO: Ende der Rechtsstellung des Treuhänders 
Beschluss vom 21.05.2026, Az: IX ZB 45/25 
InsO § 6 Abs. 1 Satz 1 , § 203 Abs. 1 und 2 , § 204 Abs. 1 Satz 2 
Der ehemalige Insolvenzverwalter ist auch nach Aufhebung des Insolvenzverfahrens 
befugt, die Anordnung einer Nachtragsverteilung zu beantragen und gegen eine den 
Antrag ablehnende Entscheidung des Insolvenzgerichts sofortige Beschwerde einzule-
gen. 
InsO § 287 Abs. 2 Satz 1 , § 292 
a) Die Rechtsstellung des Treuhänders, insbesondere seine Befugnis, auf ihn überge-
gangene Forderungen des Schuldners einzuziehen und den erzielten Erlös an die Gläu-
biger zu verteilen, endet nicht mit dem Ablauf der Wohlverhaltensperiode, sondern 
erst mit der Erledigung der ihm gesetzlich zugewiesenen Aufgaben. 
 
b) Die Abtretungserklärung des Schuldners erfasst grundsätzlich nur solche pfändba-
ren Forderungen auf Bezüge aus einem Dienstverhältnis oder auf an deren Stelle tre-
tende laufende Bezüge, die innerhalb der Laufzeit der Abtretungserklärung entstanden 
sind. 
 
c) Vereinbaren Arbeitnehmer und Arbeitgeber in einem gerichtlichen Vergleich die 
Zahlung einer Abfindung für die Beendigung des Arbeitsverhältnisses, entsteht der 
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Abfindungsanspruch erst durch die wirksame Verfügung des Arbeitnehmers über den 
Bestand seines Arbeitsverhältnisses (Anschluss BAGE 149, 38 [BAG 12.08.2014 - 10 
AZB 8/14] Rn. 21). 
 

  

3. BGB: Feststellung Mietwucher bei fehlenden Vergleichsobjekten 
Beschluss vom 13.05.2026, Az: XII ZR 74/24 
Für die Beurteilung, ob ein Mietvertrag als wucherähnliches Rechtsgeschäft nach § 
138 Abs. 1 BGB nichtig ist, ist der Marktwert der Nutzungsüberlassung anhand der 
Miete zu ermitteln, die für vergleichbare Objekte erzielt wird. In der Regel wird sich 
der Tatrichter bei der Ermittlung der orts- oder marktüblichen Miete einschließlich der 
Frage, welche Objekte vergleichbar sind, sachverständig beraten lassen müssen und 
für den Fall, dass ausnahmsweise keine geeigneten Vergleichsobjekte gefunden wer-
den können, einen mit der konkreten Marktsituation vertrauten Sachverständigen beur-
teilen lassen müssen, welche Miete für dieses besondere Objekt erzielt werden kann 
(im Anschluss an Senatsurteile vom 30. Juni 2004 - XII ZR 11/01 - NZM 2004, 741 
und vom 10. Juli 2002 - XII ZR 314/00 - NZM 2002, 822). 
  

 

 


